
Konzerne können Staaten vor privaten 
Schiedsgerichten verklagen, wenn ihnen bei-
spielsweise durch Gesundheitsregulierungen 
oder Klimaschutzgesetze Gewinne entgehen. 
Ein ungerechtes System gegen das hundert-
tausende Menschen in ganz Europa auf die 
Straße gingen und über 150.000 bei einer 2014 
von der EU durchgeführten Onlinekonsultati-
on abstimmten.1 Jetzt versuchen die EU-Kom-
mission und die nationalen Regierungen über 
Reformen, das System der Konzernklagen zu 
retten. Auch auf UN-Ebene wird das Thema 
debattiert.

Investor-Staat Schieds
verfahren – das Geschäft mit  
den Konzernklagen

In den letzten Jahren ist die Zahl der In-
vestor-Staat Schiedsverfahren (ISDS, In-
vestor-State Dispute Settlement) rasant 
angestiegen. Weltweit sind derzeit knapp 
1.000 Klagefälle bekannt.2 Möglich sind sie, 
weil Staaten untereinander Investitions-
schutzverträge abschließen, die ausländi-
schen Konzernen Zugang zu einem parallelen 
Rechtssystem geben. Dieses können Kon-
zerne beispielsweise anrufen, wenn ein Staat 
eine neue Umweltschutzrichtlinie erlassen 
hat und dem Konzern dadurch Gewinneinbu-
ßen drohen. An nationalen Gerichten vorbei 
können ausländische Investoren Staaten so 
direkt vor einem privaten Schiedsgericht auf 
Schadensersatz verklagen.3 Dadurch werden 

demokratische Entscheidungen untergraben 
und die Interessen von Konzernen über jene 
von Menschen, Klima und Umwelt gestellt. 
Selbst die Androhung einer Klage kann be-
reits zu einer Rücknahme von staatlichen Re-
gulierungsentscheidungen führen.4 Der Weg 
an die Schiedsgerichte steht allein ausländi-
schen Investoren offen. Staaten können um-
gekehrt nicht vor Schiedsgerichten klagen, 
wenn sich Konzerne unrechtmäßig verhalten 
haben. Ebenso wenig steht das System Be-
troffenen von Menschenrechtsverletzungen 
durch Konzerne zur Verfügung.

Die Verhandlung der Fälle findet fast immer 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt. In-
formationen zu den Prozessen sind spärlich 
und teilweise gar nicht vorhanden. Eine Veröf-
fentlichung ist nicht vorgeschrieben, obwohl 
die Prozesskosten des Staates von den Steu-
erzahler*innen getragen werden. Über die 
Konzernklagen entscheidet ein Tribunal aus 
drei Anwält*innen, den sogenannten Schieds-
richter*innen, wovon Staat und Investor je-
weils ein*e festlegen und diese gemeinsam 
den Vorsitz bestimmen. Schiedsrichter*innen 
werden pro Fall und Tag bezahlt, wobei ihr Ta-
geshonorar bis zu 3.000 US-Dollar beträgt.5 
Entsprechend wenig Interesse haben sie an 
einem schnellen Ende der Verfahren. Diese 
dauern im Schnitt knapp dreieinhalb Jahre.6

Die kleine Gruppe von Kanzleien und Schieds-
richter*innen, die Schiedsfälle übernehmen, 
sind zudem häufig eng mit den Interessen 
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Das Investitionsgerichts-
hof-System - ICS
Das ICS ist eine von der EU entworfene 
dauerhafte Schiedsinstanz, die zwischen 
der EU und einer zweiten Vertragspartei 
mit einem Investitionsschutzvertrag ins 
Leben gerufen werden kann. Dabei sollen 
die Vertragsstaaten Schiedsrichter*innen 
für eine feste Amtszeit entsenden. Diese 
werden nebenamtlich im ICS tätig sein und 
im Wesentlichen weiterhin pro Fall bezahlt. 
Im Streitfall werden von diesen Schiedsrich-
ter*innen drei für ein Schiedstribunal gelost. 
Zudem wird es die Möglichkeit geben, in 
Berufung zu gehen. Die Kosten teilen sich 
die Vertragsstaaten untereinander auf, sprich 
die Staaten finanzieren Konzernen Klagen, 
die sich gegen das Gemeinwohl richten.

Erstmals wurde das ICS 2015 in das Investiti-
onsschutzkapitel des Abkommens zwischen 
der EU und Kanada (CETA, Comprehensive 
Economic and Trade Agreement) aufgenom-
men. Seitdem hat der Mechanismus auch 
Eingang in die Investitionsschutzabkom-
men mit Singapur und Vietnam sowie das 
reformierte Abkommen mit Mexiko gefun-
den. Bevor diese in Kraft treten, müssen sie 
jedoch von allen nationalen Parlamenten 
der EU-Mitgliedsstaaten ratifiziert wer-
den. Dies ist noch nicht passiert, weshalb 
ICS bislang nur auf dem Papier existiert. 

von Konzernen verflochten. Tatsächlich ha-
ben sich Konzernklagen inzwischen zu einem 
eigenen Wirtschaftsbereich entwickelt.

Alles in allem ist es ein System, das allein dem 
Interesse der großen, international agieren-
den Konzerne und dem Apparat dient, der 
sich um dieses aufgebaut hat.

Der Reformvorschlag der 
Europäischen Kommission

Auf die Kritik am ISDS-System reagierte 
die EU mit der Ausarbeitung eines Reform
vorschlages. Cecilia Malmström, EU-Kommis-
sarin für Handel, nennt drei Probleme des 
ISDS-Systems, die durch die Reform behoben 
werden sollen:7

1.	 Mangel an Konsistenz und Korrektheit 
der Schiedsgerichtsentscheidungen
Aufgrund fehlender Präzedenzfälle und gro-
ßem Interpretationsspielraum kommt es bei 
ISDS-Verfahren zu teilweise diametral entge-
gengesetzten Entscheidungen, sogar bei Kla-
gen, in denen dasselbe Abkommen zugrunde 
gelegt wird. 8

2.	 Die Rolle der Schiedsrichter*innen
Die heute nicht garantierte Unabhängigkeit 
und Unvoreingenommenheit von Schiedsrich-
ter*innen steht bei diesem Punkt im Zentrum 
der Debatte. Diese können derzeit sowohl Mit-
glied von Anwaltskanzleien sein, die Konzerne 
vor Schiedsgerichten vertreten und gleichzei-
tig von diesen nominiert werden, um Schieds-
gerichten vorzusitzen. Zudem gibt es einen 
kleinen Kreis von Schiedsrichter*innen, die 
einer Mehrheit aller Verfahren vorsitzt.9

3.	 Die Kosten und Länge der Verfahren
Die Befürworter des ISDS-Systems argumen-
tieren, dass Konflikte zwischen Staat und 
Investor vor Schiedstribunalen schnell und un-
bürokratisch gelöst werden. Das stimmt nicht. 
Sie dauern in der Regel mehr als drei Jahre. 
Zudem sind sie sehr kostspielig. Die Prozess-
kosten von Vattenfall vs. Deutschland bspw. 
belaufen sich auf über 16 Millionen Euro – und 
die Klage ist noch nicht entschieden.10 Daher 
wird in diesem Punkt Reformbedarf gesehen.11 

Um diese Mängel zu beseitigen hat die EU 
2015 begonnen, das sogenannte Investitions-
gerichtshof-System (ICS, Investment Court 
System)12 in ihre neuen Handels- und In-
vestitionsverträge mit anderen Staaten zu 
integrieren. Damit will sie ein dauerhaftes 
Schiedsgerichtssystem mit Berufungsinstanz 
schaffen (siehe Kasten).13

Die Verhandlungen zu einer Reform des ISDS-Systems 
werden auch auf UN-Ebene geführt.   
Photo: Ilyass SEDDOUG, Unsplash

Langfristig plant die EU-Kommission, aus dem 
ICS einen multilateralen Investitionsgerichts
hof (MIC  – Multilateral Investment Court) zu 
machen. 

Ähnlich dem ICS soll mit dem MIC eine konti-
nuierliche Institution geschaffen werden, die 
jedoch nicht nur zwischen zwei Staaten, son-
dern multilateral funktioniert. Der MIC wäre 
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also zugänglich für Investoren aller vertraglich 
beteiligten Staaten. Dieser dauerhafte Ge-
richtshof für Investitionsstreitigkeiten würde 
durch hauptamtliche Richter*innen besetzt, 
die die Vertragsstaaten entsenden. Das jewei-
lige Schiedstribunal bestünde nach wie vor 
aus drei Schiedsrichter*innen. Diese würden 
per Losverfahren aus dem bestehenden Pool 
festangestellter Schiedsrichter*innen dem je-
weiligen Fall zugeteilt, um Interessenkonflik-
te und Voreingenommenheit zu vermeiden. 
Die Verfahren sollen öffentlich abgehalten 
werden und deren Protokolle der Öffentlich-
keit zur Verfügung stehen. Außerdem sollen 
Drittparteien wie Gewerkschaften oder Nicht-
regierungsorganisationen Stellungnahmen 
einreichen können. Diese Möglichkeit besteht 
in sehr begrenztem Ausmaß bereits jetzt, wird 
von den Schiedsrichter*innen jedoch in den 
seltensten Fällen zugelassen. 

Die Kosten für die Schiedsrichter*innen und 
das Sekretariat würden unter den Vertrags-
staaten aufgeteilt, sprich von den Steuerzah-
ler*innen finanziert werden.14 Der fortlaufende 
Rechtsprozess soll Einheitlichkeit in der Aus-
legung der Investitionsschutzklauseln ermög-
lichen, zum Beispiel durch Präzedenzfälle auf 
die sich Schiedsrichter*innen in kommenden 
Entscheidungen berufen könnten. Zudem soll 
es eine Berufungsinstanz geben.

Nach wie vor könnte das ICS bzw. der MIC nur 
von Investoren einberufen werden. Klagen 
gegen Regelungen im Sinne des Umwelt-, 
Klima- und Verbraucher*innenschutzes wä-
ren weiterhin möglich. Die Verfahrensände-
rungen sowie die Effizienzmaximierung bei 
Kosten und Ablauf würde also nichts an der 
Grundstruktur des Systems ändern. Statt-
dessen geben die Pläne zur Einrichtung eines 
ICS bzw. des MIC einem undemokratischen 
und einseitigen System von Konzernprivile-
gien eine neue Legitimation. Das bestätigte 
auch Colin Brown, stellvertretender Leiter des 
EU-Referats Dispute Settlement and Legal 
Aspects of Trade Policy, in einer Rede:

„Die Legitimationskrise von ISDS ist ein glo-
bales Thema geworden. […]Entscheidungs-
träger*innen und Investor*innen müssen 
das beachten und sich an einer notwendi-
gen Reform des ISDS-Systems beteiligen, 
wenn sie wollen, dass [es] auch in Zukunft 
bestehen bleibt.“ 15

Vertane Chance: Das EuGh 
Urteil zum ICS
Ein juristischer Streit stellte kürzlich die Legi-
timität von ICS in Frage. Die belgische Region 
Wallonien hatte ihre Zusage zu CETA verwei-
gert. Sie befürchtete, dass ICS die Autonomie 
des EU-Rechts gefährde und daher nicht mit 
diesem vereinbar wäre. Belgien beantragte 
daraufhin die Prüfung der Unionsrechtskon-
formität von ICS beim Europäischen Gerichts-
hof (EuGH). Dieser hatte bereits zuvor in der 
Rechtssache „Achmea“ eine kritische Haltung 
gegenüber Schiedsgerichten eingenommen. 
Hier hatte die Slowakische Republik nach 
einer ISDS-Klage des niederländischen Ver-
sicherers Achmea die Europarechtswidrigkeit 
des Schiedsverfahrens auf Grundlage eines 
bilateralen Investitionsschutzabkommens 
mit den Niederlanden angemahnt und vom 
EuGH Recht bekommen. Dieser urteilte am 
6. März 2018, dass das Schiedsverfahren 
eine Beeinträchtigung der Autonomie des 
Unionsrechts und eine Gefahr für die Einheit-
lichkeit von dessen Auslegung darstelle.16

Obwohl es sich im Fall Achmea um ein 
innereuropäisches Abkommen handel-
te, war die Signalwirkung groß. Doch die 
Erwartung, dass der EuGH auch ICS als 
Paralleljustiz – und damit unvereinbar mit 
Unionsrecht – ansehen würde, wurde nicht 
erfüllt. In seinem Gutachten vom 30. April 
2019 verkündete der EuGH, dass ICS keine 
Beeinträchtigung des Unionsrechts darstel-
le.17 Dieses Urteil bestärkte die Europäische 
Kommission darin, ihren Plan eines multilate-
ralen Investitionsgerichtshof fortzusetzen.18

Konzernklagen gegen zum Beispiel den Stopp von 
Bergbauprojekten sind auch unter dem MIC möglich.   
Photo: Cristian Bortes, Wikimedia Commons
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UNCITRAL:  
Der Globale Reformprozess

Angestoßen von der EU begann auch auf glo-
baler Ebene die Debatte um eine Reform des 
ISDS-Systems. Die Kommission der Vereinten 
Nationen für internationales Handelsrecht 
(UNCITRAL, United Nations Commission on 
International Trade Law) betraute die ihr ange-
gliederte Arbeitsgruppe 3 im Juli 2017 daher 
mit einer entsprechenden Aufgabe.

In einer ersten Phase versuchte die Arbeits-
gruppe 3, die Kritik am ISDS-System zu iden-
tifizieren, um dann in einer zweiten Phase 
festzustellen, ob eine Reform wünschens-
wert ist. Diese zweite Phase wurde im April 
2019 in New York abgeschlossen.19 In einer 
dritten Phase sollen nun relevante Lösungs-
vorschläge erarbeitet werden, um sie dann 
der Kommission  – sprich den 60 Mitglieds-
staaten  – vorzustellen. Erst nach deren 
Zustimmung beginnen die eigentlichen Ver-
handlungen zur genauen Ausgestaltung des 
neuen Systems.

Am 20. März 2018 erhielt die EU- Kommission 
das Mandat vom Europäischen Rat, an den 
UNCITRAL Verhandlungen teilzunehmen und 
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Die Klagen werden von den 
Steuerzahler*innen finanziert

Die Klagen werden von den 
Steuerzahler*innen finanziert

den MIC-Vorschlag als mögliche Reformidee 
einzubringen.20 Neben der EU setzen sich vor 
allem die europäischen Mitgliedsstaaten für 
den MIC ein. Hinzu kommen Kanada, Viet-
nam, Singapur und Mexiko, die sich in ihren 
jeweiligen neuen Abkommen mit der EU dazu 
verpflichtet haben, für diese multilaterale Lö-
sung einzutreten. Daneben unterstützen die 
Schweiz und Mauritius den Vorschlag21 Aller-
dings gibt es auch einige Länder, die das Vor-
haben ablehnen und stattdessen für ISDS in 
der ursprünglichen Form und nur mit kleine-
ren Änderungen eintreten. Dazu gehören un-
ter anderem Japan, die USA und Russland.22

106 Staaten und 70 Organisationen mit Be-
obachterstatus nahmen an den letzten Ver-
handlungen im April in New York teil.23 Dabei 
zeichnete sich der Prozess von Beginn an 
durch ungleiche Interessenvertretung und 
undemokratische Strukturen aus.24 Grund da-
für ist, dass UNCITRAL selbst in das ISDS-Sys-
tem eingebettet ist. Das wird unter anderem 
an der Herangehensweise der Arbeitsgruppe 
an die Reform deutlich. Kritikpunkte zu den 
ISDS-Verfahrensabläufen, wie Kosten und 
Transparenz, wurden prominent in die De-
batte aufgenommen. Grundsätzliche Kritik-
punkte, wie fehlende Pflichten für Konzerne, 
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finden jedoch bestenfalls am Rande Erwäh-
nung.25 Hinzu kommt, dass der Verhandlungs-
prozess maßgeblich von Interessengruppen 
aus dem ISDS-Sektor geprägt wird, darunter 
einschlägige Anwaltskanzleien und Schieds-
richter*innen. Kritische Stimmen werden 
ausgeschlossen.26 Von den eingeladenen 
Nichtregierungsorganisationen vertreten 
85 % die Interessen der Schiedsindustrie oder 
globaler Wirtschaftsakteure. Unter anderem 
befinden sich darunter auch einschlägige 
Schiedsgerichtsinstitutionen, deren Über-
leben von der Existenz des ISDS-Systems 
abhängt, so wie die Internationale Handels-
kammer (ICC, International Chamber of Com-
merce) und die Stockholmer Handelskammer 
(SCC- Stockholm Chamber of Commerce).27 
Selbst in den Delegationen der Regierungen, 
die die Interessen der Staaten vertreten sollen, 
sind häufig Vertreter*innen aus der Schieds-
gerichtsbarkeit anwesend.28 Der niederlän-
dische Handels- und Investitionsexperte des 
Centre for Research on Multinational Corpora-
tions (SOMO), Bart-Jaap Verbeek, äußerte sich 
diesbezüglich wie folgt: 

„Der Prozess wird zu einem großen Anteil 
von eben jenen Institutionen und Indivi-
duen angetrieben, die ein gemeinsames 
Interesse am langfristigen Bestehen des 
Systems [der Konzernklagerechte] haben.“ 29

Die Position des deutschen 
Richterbundes

In einer Stellungnahme vom November 2017 
stellt der Deutsche Richterbund die Legitimi-
tät eines multilateralen Investitionsgerichts-
hofes in Frage. Er diskutiert, ob es nicht an 
der Zeit wäre, ISDS zu verwerfen, und statt-
dessen nationale Rechtswege zu stärken.30 
Der Richterbund kritisiert insbesondere, dass 

Schiedsgerichte sich nicht auf demokratisch 
beschlossenes Recht berufen, sondern nur 
auf teils vage formulierte, vielfältig ausleg-
bare und bisher in keinen anderen Rechts-
kontexten vorzufindende Grundsätze, wie 
den Standard der gerechten und billigen Be-
handlung. Dieser erlaubt es Konzernen, Staa-
ten zu verklagen, wenn sie ihr Geschäft bspw. 
durch einer Umweltregulierung benachteiligt 
sehen. Da dieser Grundsatz sehr schwammig 
ist, kommt er praktisch bei allen ISDS-Klagen 
zum Zug. 

Mit der Kontinuität der Verfahren würde sich 
der MIC das Recht, auf das er sich beruft, prak-
tisch selbst schaffen. Denn eine Grundlage 
auf der weltweit einheitliche Standards für In-
vestitionsschutz demokratisch verabschiedet 
werden können, existiert nicht, so der Richter-
bund. „Gerade die Schwierigkeit, sich inter-
national über solche Rechte zu einigen, zeigt 
die Notwendigkeit, die Ausgestaltung [dieser] 
nicht [dem] MIC zu überlassen“ 31

Auch heute schon üben Schiedsgerichte gro-
ße Macht über nationale Gerichte aus. Es sind 
sogar Fälle bekannt, wo zur Debatte steht, 
dass Entscheidungen im Zweifelsfall zuguns-
ten von ausländischen Investoren außer Kraft 
gesetzt werden. Diese Macht, so der Deutsche 
Richterbund, würde durch die Verstetigung 
und Einbindung in das Europarecht noch 
aufgewertet werden und der MIC somit trotz 
fehlender demokratischer Legitimierungs-
grundlage zum Normengeber werden.32

UNCITRAL ist ein Ausschuss der UN-
Generalversammlung. Er tagt abwechselnd 
in Wien und New York zu internationalen 
Handelsfragen. Ihm sind insgesamt sechs 
Arbeitsgruppen zugeordnet. Diese wer-
den von der Kommission – bestehend aus 
60 Mitgliedstaaten – mit der Ausarbeitung 
von Vorschlägen oder Modell-Klauseln be-
auftragt. Die Entwicklung internationaler 
Standards im Investitionsschutz geht vielfach 
auf UNCITRAL zurück. Zudem hat UNCITRAL 
sein eigenes Regelwerk zur Entscheidung 
von Investor-Staat-Schiedsverfahren ent-
wickelt. Dieses ist nach dem Regelwerk des 
Internationalen Zentrums zur Beilegung von 
Investitionsstreitigkeiten (ICSID, International 
Court for Settlement of Investment Disputes) 
der Weltbank, das zweitmeistgenutzte 
Regelwerk zur Beilegung von ISDS-Fällen.

Exporthafen  Photo: chuttersnap, Unsplash

Die EU-Kommission begegnet der Kritik an ISDS mit dem 
Vorschlag eines Multilateralen Investitionsgerichtshofs.   
Photo: Sébastien Bertrand, Wikimedia Commons



6 Sonderklagerechte für Konzerne 
sind der falsche Weg

Der EU-Vorschlag eines multilateralen Investi-
tionsgerichtshofs ändert an der strukturellen 
Ungleichheit des ISDS-Systems nichts – viel-
mehr verstetigt er diese. Konzerne erhalten 
weiterhin umfassende Rechte, während Staa-
ten vor allem Pflichten auferlegt bekommen. 
Klagemöglichkeiten gelten auch vor dem MIC 
nur für ausländische Investoren, während lo-
kale Unternehmen, Gemeinden oder indigene 
Gruppen hinter Konzerninteressen zurück-
stehen. Dabei sind es die Steuerzahler*innen, 
die den MIC finanzieren sollen – von ihm pro-
fitieren würden sie jedoch nicht. Das Gegen-
teil ist der Fall. Denn die Aufgabe von Staaten, 
im Sinne des Gemeinwohls zwischen priva-
ten und öffentlichen Interessen abzuwägen, 
wäre trotz der Verfahrensänderungen weiter-
hin bedroht. Fälle, in denen Konzerne Staaten 
mit hohen Entschädigungsforderungen unter 
Druck setzen, würde es mit einem solchen 
Gerichtshof nach wie vor geben. Gleichzeitig 
werden regionale, demokratisch legitimierte 
Rechtssysteme untergraben, da Konzerne mit 
einer ISDS-Klage gegen deren Entscheidun-
gen vorgehen können.33

Doch selbst, wenn wir uns nur auf die Ver-
fahrensänderungen konzentrieren, ist unklar, 
inwieweit es sich bei ihnen um tatsächliche 
Verbesserungen handelt. Denn die aktuellen 
Reformen werden im Wesentlichen von den-
jenigen begleitet und vorangetrieben, die 
selbst von dem System profitieren. Der Kreis 

internationaler Anwält*innen, die befähigt 
sind, über Schiedsgerichtsklagen von Konzer-
nen zu entscheiden, ist sehr klein ist. Daher 
werden aller Wahrscheinlichkeit nach auch 
jene Schiedsrichter*innen mit engen Bezie-
hungen zur Wirtschaft den Fällen an einem 
ständigen Gerichtshof vorsitzen. Erneute Inte-
ressenkonflikte sind vorprogrammiert.

Mit dem Vorschlag des MIC versucht die 
EU-Kommission, die breite gesellschaftliche 
Kritik an ISDS zu besänftigen. Auf den ersten 
Blick scheint es, als gäbe es Verbesserungen. 
Doch bei genauerem Hinsehen handelt es 
sich vielmehr um die Legitimierung eines ver-
dorbenen Systems, das Investoren privilegier-
ten Zugang zu einem auf sie zugeschnittenen 
Rechtssystem einräumt. 

In der europaweiten Kampagne „Menschen-
rechte schützen  – Konzernklagen stoppen“ 
haben seit Januar 2019 mehr als 600.000 
Menschen gegen jede Form von ISDS unter-
schrieben.34 Es wird Zeit, dass sich die EU 
Handels- und Investitionspolitik an men-
schenrechtlichen Belangen sowie den Um-
welt- und Klimaschutzzielen ausrichtet und 
sich nicht mehr vor den Karren der Konzern-
interessen spannen lässt.

Konzernklagerechte sind der falsche Weg – egal in welcher Form.  Photo: Free To Use Sounds, Unsplash
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Unser Ziel ist eine ökologisch und sozial 
gerechtere Weltwirtschaft.
Dafür setzen wir unsere Expertise in 
Handels‐, Rohstoff‐ und Klimapolitik ein:
Mit umfassenden Recherchen durch
leuchten wir politische Prozesse, 
benennen die Probleme eines ungerechten 
globalen Wirtschafssystems und entwickeln 
Handlungsalternativen.
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wir politische Forderungen, betreiben 
Informations‐ und Bildungsarbeit und 
schmieden starke Bündnisse – mit anderen 
Organisationen, sozialen Bewegungen 
und Bürger*innen. Gemeinsam mischen 
wir uns ein!

Wenn Sie über unsere Arbeit auf dem 
Laufenden bleiben wollen, dann abonnieren 
Sie unseren Newsletter: 
https://power-shift.de/newsletter-bestellen/
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